
geänderter Beschlussvorschlag:                                          
 
Die Stadtverwaltung wird beauftragt, 
 
bis Ende November 2011 schriftlich zu berichten, wie die Umsetzung des Anspruches auf 
inklusive Pädagogik und Betreuung in Schulen sowie in Horteinrichtungen realisiert wird. In der 
Berichterstattung sollen Aussagen zur: 
 

� Anzahl von Anträgen auf Kinderbetreuung (speziell Hortbetreuung) 
� Anzahl der Realisierung der Anträge 
� Gewährleistung der Wohnortnähe 
� Gewährleistung der zusätzlichen Hortbetreuung von FörderschülerInnen während der 

Ferienzeiten 
� Anzahl der Anträge auf Betriebserlaubnis der Träger/ Ausnahme- und 

Einzelfallregelungen für Einrichtungen/Träger sowie Anträge zur Herstellung von 
bauliche und sächliche Barrierefreiheit 

� Anzahl Genehmigungen der Träger 
� Auswirkungen auf die Förderlandschaft der Schulen 
� Hemmnisse und Schwierigkeiten bei der Ausführung 

 
enthalten sein. 
 


